
 

 

 

BEHERRSCHUNGSVERTRAG 

 

zwischen 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft 

als Obergesellschaft 

 

und 

 

Porsche 101. Vermögensverwaltung GmbH 

als Tochtergesellschaft 

 

 

 



 

 2 

INHALTSVERZEICHNIS 

KLAUSEL SEITE 

§ 1 Leitung ............................................................................................................... 3 
§ 2 Verlustübernahme .............................................................................................. 4 
§ 3 Informationsrecht ............................................................................................... 4 
§ 4 Wirksamwerden, Dauer und Beendigung des Vertrags ..................................... 4 
§ 5 Kosten ................................................................................................................ 5 
§ 6 Schlussbestimmungen ........................................................................................ 5 

 

 



 

 

Beherrschungsvertrag 

zwischen 

(1) Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft, Porscheplatz 1, 70435 Stuttgart, eingetra-
gen im Handelsregister des Amtsgerichts Stuttgart unter HRB 730623, vertreten durch 
die gemeinsam vertretungsberechtigten Vorstände Dr. Oliver Blume und Dr. Jochen 
Breckner, 

– nachfolgend "Obergesellschaft" genannt – 

und 

(2) Porsche 101. Vermögensverwaltung GmbH, Porscheplatz 1, 70435 Stuttgart, einge-
tragen im Handelsregister des Amtsgerichts Stuttgart unter HRB 798912, vertreten durch 
die gemeinsam vertretungsberechtigten Geschäftsführer Martin Roth und Wolfgang 
Ratheiser, 

– nachfolgend "Tochtergesellschaft" genannt – 

 

VORBEMERKUNG 

(A) Die Obergesellschaft hält seit dem Beginn des laufenden Geschäftsjahres der Tochterge-
sellschaft ununterbrochen sämtliche Geschäftsanteile an der Tochtergesellschaft. 

(B) Die Obergesellschaft und die Tochtergesellschaft beabsichtigen, einen Beherrschungs-
vertrag entsprechend §§ 291 ff. Aktiengesetz ("AktG") abzuschließen. 

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien was folgt: 

§ 1  
Leitung 

(1) Die Tochtergesellschaft unterstellt die Leitung ihrer Gesellschaft der Obergesellschaft. 
Die Obergesellschaft ist demgemäß berechtigt, der Geschäftsführung der Tochtergesell-
schaft hinsichtlich der Leitung der Gesellschaft sowohl allgemeine als auch auf den Ein-
zelfall bezogene Weisungen zu erteilen. Die Geschäftsführung und die Vertretung der 
Tochtergesellschaft obliegen weiterhin der Geschäftsführung der Tochtergesellschaft. 
Die Eigenverantwortlichkeit der Geschäftsführung wird durch den Abschluss dieses Ver-
trags nicht berührt. 

(2) Die Obergesellschaft wird ihr Weisungsrecht nur durch die Mitglieder ihres Geschäfts-
führungsorgans oder durch von diesen hierzu beauftragten Personen ausüben. Weisungen 
sind schriftlich oder per Email zu erteilen oder, falls sie mündlich erteilt werden, unver-
züglich schriftlich oder per Email zu bestätigen. 



 

 

(3) Die Tochtergesellschaft verpflichtet sich, den Weisungen der Obergesellschaft Folge zu 
leisten. 

(4) Eine Weisung, diesen Vertrag zu ändern, ihn aufrecht zu erhalten, zu verlängern oder zu 
beenden, ist nichtig. 

§ 2  
Verlustübernahme 

(1) Die Obergesellschaft ist entsprechend aller Vorschriften des § 302 AktG in seiner jeweils 
geltenden Fassung zur Verlustübernahme verpflichtet. 

(2) Der Anspruch auf Verlustübernahme entsteht mit Ablauf des jeweiligen Bilanzstichtags 
der Tochtergesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fällig. 

§ 3  
Informationsrecht 

Die Obergesellschaft ist jederzeit berechtigt, Bücher und sonstige Geschäftsunterlagen der 
Tochtergesellschaft einzusehen. Die Geschäftsführung der Tochtergesellschaft ist verpflichtet, 
der Obergesellschaft jederzeit alle von ihr gewünschten Auskünfte über sämtliche rechtliche, 
geschäftliche und organisatorische Angelegenheiten der Tochtergesellschaft zu erteilen. 

§ 4  
Wirksamwerden, Dauer und Beendigung des Vertrags 

(1) Der Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung der 
Obergesellschaft sowie der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der Tochterge-
sellschaft abgeschlossen. 

(2) Der Vertrag wird wirksam mit seiner Eintragung in das Handelsregister der Tochterge-
sellschaft; das Weisungsrecht nach § 1 gilt für die Zeit ab Wirksamwerden des Vertrags. 
Im Übrigen gilt der Vertrag rückwirkend für das gesamte, bei Eintragung dieses Vertrags 
in das Handelsregister der Tochtergesellschaft laufende, Geschäftsjahr der Tochterge-
sellschaft. 

(3) Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Der Vertrag kann ordentlich nur zum 
Ende des Geschäftsjahres der Tochtergesellschaft unter Einhaltung einer Kündigungs-
frist von drei Monaten gekündigt werden. 

(4) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung des Vertrags aus wichtigem Grund bleibt 
unberührt. Ein wichtiger Grund, der zur außerordentlichen Kündigung des Vertrags be-
rechtigt, besteht insbesondere in Fällen (i) der Veräußerung oder der Einbringung der 



 

 

Beteiligung an der Tochtergesellschaft durch die Obergesellschaftoder (ii) der Ver-
schmelzung, Spaltung oder Liquidation der Obergesellschaft oder der Tochtergesell-
schaft. Die außerordentliche Kündigung kann fristlos oder zum Ablauf des bei Kündi-
gung laufenden Geschäftsjahres der Tochtergesellschaft erfolgen. § 307 AktG in seiner 
jeweiligen Fassung gilt entsprechend. 

(5) Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen. Für die Einhaltung der Frist kommt es auf den 
Zeitpunkt des Zugangs des Kündigungsschreibens bei der anderen Gesellschaft an. 

(6) Bei Vertragsende ist die Obergesellschaft entsprechend den Vorschriften des § 303 
AktG, die in ihrer jeweils geltenden Fassung auf diesen Vertrag anzuwenden sind, ver-
pflichtet, den Gläubigern der Tochtergesellschaft Sicherheit zu leisten. 

§ 5  
Kosten 

Die Kosten in Bezug auf den Abschluss dieses Vertrags, einschließlich der Beurkundungskos-
ten der zustimmenden Gesellschafterversammlung der Tochtergesellschaft und sonstiger nota-
rieller Gebühren im Zusammenhang mit dem Abschluss dieses Vertrags trägt die Tochterge-
sellschaft. 

§ 6  
Schlussbestimmungen 

(1) Mündliche oder schriftliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Änderungen und Er-
gänzungen dieses Vertrags bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, soweit nicht 
kraft Gesetzes eine strengere Form vorgeschrieben ist. Dies gilt auch für eine Änderung 
dieser Schriftformklausel. 

(2) Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise nichtig 
oder unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so wird die Gültigkeit und 
Durchführbarkeit dieses Vertrags im Übrigen nicht berührt. In einem solchen Fall sind 
die Parteien verpflichtet, den Vertrag so zu ändern, dass der mit der ursprünglichen Ver-
tragsfassung beabsichtigte wirtschaftliche Zweck erreicht wird. Entsprechendes gilt im 
Fall einer Vertragslücke. Soweit Bestimmungen dieses Vertrags mit § 2 in Konflikt ste-
hen sollten, geht die Regelung des § 2 diesen Bestimmungen vor. 

(3) Dieser Vertrag unterliegt in seiner Anwendung und Auslegung dem Recht der Bundes-
republik Deutschland. 

 



 

 

UNTERSCHRIFTEN 

 

Stuttgart, den ____________________ 

 

 

   

   

Dr. Oliver Blume 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft 
(Obergesellschaft) 

 Dr. Jochen Breckner 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft 
(Obergesellschaft) 

 

 

   

   

Martin Roth 

Porsche 101. Vermögensverwaltung 
GmbH 

(Tochtergesellschaft) 

 Wolfgang Ratheiser 

Porsche 101. Vermögensverwaltung 
GmbH 

(Tochtergesellschaft) 
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